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Kickl tobt: Banken zahlen weniger als
die Pensionisten!

FPÖ-Chef Herbert Kickl kritisiert in einem oe24.TV-
Interview die Banken und das Regierungshandeln, fordert

eine gerechtere Budgetverteilung.

Österreich - In einem aktuellen Interview mit oe24.TV äußerte
sich der FPÖ-Chef Herbert Kickl vehement gegen das Budget der
österreichischen Regierung. Er bezeichne es als „Mogelpackung“
und kritisierte insbesondere, dass Banken weniger zur
Finanzierung des Sparpakets beitragen müssten als
Pensionisten. Diese Aussage verdeutlicht, dass Kickl die
wirtschaftliche Verantwortung stärker auf die Finanzinstitute
lenken will, während sie weiterhin im Vergleich zu anderen
sozialen Gruppen begünstigt erscheinen.

Kickl erklärte, dass die FPÖ in den gescheiterten Verhandlungen
mit der ÖVP bemüht war, ein Defizitverfahren zu vermeiden. Vor
diesem Hintergrund betonte er, dass die Erhöhung der



Krankenversicherungsbeiträge für Pensionisten nicht Teil der
Vereinbarung gewesen sei. In einer scharfen Attacke richtete
Kickl seinen Unmut an die ÖVP und konfrontierte Finanzminister
Brunner, den er als “größten Bilanzfälscher” bezeichnete.

Politische Verantwortung und
Zukunftsvisionen

Die FPÖ bringe laut Kickl die Bankenabgabe ins Spiel, eine
Maßnahme, die ohne ihre Initiative nicht existieren würde. Kickl
behauptete zudem, dass dieser Beitrag deutlich höher gewesen
wäre, wenn die FPÖ an der Macht gewesen wäre. In Hinblick auf
die Schulden Österreichs, die sich auf 400 Milliarden Euro
belaufen und um weitere 82 Milliarden Euro steigen könnten,
äußerte er, dass das aktuelle Budget unzureichend sei. Kickl
möchte als Bundeskanzler agieren, um den Leidensdruck der
Bevölkerung zu lindern.

Auf die Frage nach seiner Rolle im Parlament und seinen 827
Anfragen zu Corona entgegnete Kickl, diese seien notwendig,
um schriftliche Auskünfte zu erhalten, was von der ÖVP jedoch
kritisiert werde. Er verteidigte die Anfragen vehement und plant
weiterhin weitere Untersuchungen zur Corona-Politik, obwohl
nur ein U-Ausschuss pro Jahr möglich sei. Der Fall Christian
Pilnacek solle seiner Meinung nach ebenfalls genau untersucht
werden.

Zudem wies er die Aussagen eines deutschen
Sozialwissenschaftlers zurück, der die FPÖ als Fall für den
Verfassungsschutz betrachtete. Kickl manifestierte, dass jeder
Tag unter der aktuellen Bundesregierung für Österreich ein
schlechter sei. Auch zur möglichen Kandidatur für die
Bundespräsidentenwahl 2028 äußerte er sich zurückhaltend und
betonte, dass er sich darüber noch keine Gedanken gemacht
habe. Sein primäres Ziel bleibe, Volkskanzler zu werden.

Gründung und Finanzierung politischer



Parteien in Österreich

Die Gründung politischer Parteien in Österreich ist grundsätzlich
frei und wird durch das Parteiengesetz geregelt. Damit eine
politische Partei rechtlich anerkannt wird, muss eine Satzung
beschlossen und beim Bundesministerium für Inneres (BMI)
hinterlegt werden. Ab dem 1. Jänner 2024 müssen die
Leitungsorgane der Parteien nach demokratischen Grundsätzen
legitimiert sein, was durch Wahlen der Parteimitglieder erfolgt.

Die Satzung einer Partei muss wesentliche Inhalte enthalten, wie
Angaben zu den Organen der Partei und deren
Vertretungsbefugnis. Hinsichtlich der Transparenz sind alle
Parteien verpflichtet, ihre Satzung auf ihrer Website zu
veröffentlichen. Das BMI führt ein öffentliches
Parteienverzeichnis, das den Namen der Parteien sowie das
Datum der Hinterlegung der Satzung enthält. Der Status einer
politischen Partei ergibt sich erst mit der Hinterlegung der
Satzung beim BMI, während staatliche Institutionen keine
verbindlichen Entscheidungen über die Anerkennung einer
Gruppierung als Partei treffen können.

Diese Regulationsbedingungen verdeutlichen, dass die
Gründung und Finanzierung von politischen Parteien in
Österreich klar strukturiert sind, aber dennoch einen Spielraum
für jede Gruppierung bieten, solange sie sich an die gesetzlichen
Vorgaben halten.
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